
Immer mehr Studenten,
Vermieter reiben sich die Hände

Die Ansiedlung von mehreren
Privatuniversitäten in Krems hat
zweifellos einen positiven Effekt auf
die Gesamtwirtschaft der Stadt,
aber seitens der sich im Blitzlicht-
gewitter sonnenden PolitikerInnen
wurde der negative Effekt auf die
Mietpreise fahrlässig unterschätzt.
Tausende inskribierte Studenten –
aber es wurde kaum zusätzlicher
und leistbarer Wohnraum geschaf-
fen. Diese Rezeptur ergibt paradie-
sische Zustände für private Woh-
nungsvermieter. Selbst für kleine
und kleinste Wohneinheiten werden
mittlerweile Höchstpreise verlangt,
sozial Schwache und Geringverdie-
ner müssen bei den privaten Ver-
mietern mit wohlsituierten deut-
schen Studenten konkurrieren. 

Seit Jahren eine Stadt der
Flüchtlinge

Das Versäumnis der PolitikerIn-
nen, für genügend leistbaren Wohn-
raum zu sorgen, trifft uns heute dop-
pelt: durch steigende Mieten und
die höheren Profite der VermieterIn-
nen einerseits und drohende Ver-
schärfung der Lage in der nahen
Zukunft durch die Neuansiedlung
einer Medizinuniversität, die sich in
ihrer Werbung dezidiert an deutsche
Numerus-Clausus-Flüchtlinge richtet
(wie bereits bisher die Zahnuniver-

sität DPU), ebenso wie durch die
Aufnahme einer wachsenden Zahl
von bedürftigen Kriegsflüchtlingen.

Interessant ist in diesem Zusam-
menhang, dass Herr Bürgermeister
Resch im Jahr 2013 auf eine UBK-
Anfrage zum Wohnungsthema wie
folgt antwortete: "Die Errichtung
von Wohnbauten gehört nicht zu
den Infrastrukturaufgaben von Ge-
meinden.“ Unserer Meinung nach
reicht es aber nicht, sich bei der Er-
öffnung von "Leuchtturmprojekten"
hervorzutun und dabei auf die Haus-
aufgaben zu vergessen: Selbstver-
ständlich muss eine Stadt dafür sor-
gen, dass sich ihre Menschen
das Leben noch leisten können,
auch wenn sie keinen reichen
Papa haben. Wohnen ist ein
Menschenrecht (siehe Seite 7,
Art. 25/1).

Beispiel Graz – Sozialer
Wohnbau ist möglich!

In der steirischen Landes-
hauptstadt Graz ist die KPÖ
seit vielen Jahren für das Wohn-
bauressort zuständig. Zuerst be-
gann Ernest Kaltenegger in den
Neunzigern seine Arbeit für das
Wohl der BürgerInnen. Nun ist
mittlerweile seit zwei Perioden
Elke Kahr als Stadträtin für die-
sen so wichtigen Bereich zu-
ständig. In dieser Zeit wurden
nicht nur bestehende Wohnun-

gen saniert und aufgewertet, son-
dern auch hunderte neue, moderne
Gemeindewohnungen gebaut. Die-
ses hervorragende Beispiel zeigt,
dass es auch einen anderen Weg
gibt, als den der Profitvermehrung
für den privaten Wohnungsmarkt.

Krems muss wieder
Gemeindewohnungen bauen und
selbst verwalten

Die KLS fordert daher die Wie-
deraufnahme des Baus von Ge-
meindewohnungen durch die Stadt
Krems, um den zunehmenden Druck
auf den Wohnungsmarkt abzufe-
dern. Dies ist den Wohnbaugenos-
senschaften wie der GEDESAG vom
gesetzlichen Spielraum her kaum
möglich. Eine soziale Wohnbauof-
fensive hätte auch eine positive Aus-
wirkung auf die angespannte Situa-
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Aktueller
Themen-Schwerpunkt:

Menschenrechte

Wohnen: KLS fordert Bau von Gemeindewohnungen
und städtisches Wohnungsamt

Es ist schön, in Krems zu wohnen. Aber ist es auch leistbar? Die
Mietpreisentwicklung der letzten Jahre kennt nur eine Richtung:
steil nach oben, während die Reallöhne stagnieren oder sogar sin-
ken. Für Menschen mit niedrigem Einkommen wird es zunehmend
schwieriger, im städtischen Raum eine Wohnung zu finden, die sie
sich leisten können. Wie konnte es soweit kommen?

(Fortsetzung auf Seite 2)
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Der Eklat im Gemeinderat –
Schmutzkampagne statt Argumente!

Mit dem Durchpeitschen der pri-
vaten Tiefgarage und des anschlie-
ßenden Umbaus des Südtirolerplat-
zes auf Steuerkosten seitens der SP/
VP-Koalition, dem Bau des Kunst-
museums samt Parkdeck Stein und
den ausgeglichenen Doppelbudgets
2016/17, war klar, was da für die
nächsten zwei Jahre politisch sei-
tens Resch & Derler geplant war:
Stillschweigen über den schweren
Belastungsschlag gegen Arbeitneh-
merInnen durch die Verdopplung der
Tagesparkgebühren, der die ausge-
glichenen Budgets 2016 und 2017
ermöglichte. Dagegen breite Kom-
munikation sauberer Finanzen und
eines wahlwirksamen „Bauschubes“
für Krems (Tiefgarage, Kunstmu-
seum, Parkdeck Stein, Service Cen-

ter Bauen). Beides soll als das „ein-
zig Richtige“ für Krems, gepaart mit
Harmonie, die rosa-schwarzen Wahl-
chancen 2017 verbessern. Dazu
muss Kritik im Keim erstickt werden,
ist das Koalitions-Motto. Nicht nur im
Gemeinderat, sondern z.B. auch in-
nerparteilich gegenüber WKÖ-Ob-
mann Hagmann bei "Wir für Krems". 

Als GR Mag. Mahrer in der Bud-
getrede Bgm.Resch aufforderte, sich
für die einseitige Tagesparkgebüh-
renerhöhung zum Stopfen der Bud-
getlöcher zu schämen, war man em-
pört über solche, Harmonie und
Freude über die ausgeglichen Bud-
gets störenden Worte.

Als KLS und UBK im Jänner beim
Tagesordnungspunkt Altpapier-
sammlung im Vorfeld Kritik übten,
so dass dieser letztlich abgesetzt
wurde, und dann noch einen Dring-
lichkeitsantrag zur Prüfung der
GEDESAG durch das Kontrollamt
stellten (siehe Seite 4), war man in
der Koalition schon eher gereizt.

Die Vergaben zum Service Cen-
ter Bauen sollten einfach durchge-
wunken werden. Doch GR Mahrer
sprach von einer 2012 abgesetzten
um fast zwei Millionen Euro billige-
ren Bauvariante und von seinerzeit
hinter vorgehaltener Hand kolportier-
ten möglichen Hintergründen. Da
brach der Eklat offen
aus. Entschuldigungen
wurden eingefordert und
massiver Druck erzeugt.

Jeder Journalist darf
über „unbestätigte Mel-
dungen“ oder „aus gut
informierten Kreisen“
berichten, wenn er
diese als solche kenn-
zeichnet. SPÖ und ÖVP
hingegen wollen durch
massive Angriffe kriti-
sche Oppositionspoliti-
ker mundtot machen. 

Als GR Mahrer we-
gen des desaströsen
Kontrollamtsberichtes
zu den SFR-Krediten
der Stadt mit 5,7 Mio.
Euro Verlust sagte, in
Privatunternehmen hät-
ten Finanz- und Con-

trolling-Chefs diesen Bericht nicht
überlebt, war erneut Feuer am Dach,
da sich die Stadträte plötzlich mit ih-
rer politischen Verantwortung kon-
frontiert sahen. 

In der Februar-Sitzung wurde der
Schuldenbericht diskutiert. Dabei
benannte GR Wolfgang Mahrer die
Skandale früherer Gemeinderatspe-
rioden als Mitursache für die hohe
Schuldenbelastung.

Die Notwendigkeit, der seitens VP
und SP noch nicht erfolgten Skandal-
Aufarbeitung, belegte GR Mahrer
mit den Worten des deutschen Bun-
deskanzlers Helmut Schmidt „Wer
die Vergangenheit nicht studiert,
wird ihre Irrtümer wiederholen“. 

Das war SPÖ und ÖVP wieder zu
viel. Der VP-Finanzstadtrat versuch-
te, GR Mahrer als Verbreiter von Un-
wahrheiten zu verleumden. Dazu zi-
tierte er aus alten KN-Artikeln aller-
dings ohne die dort angeführten Be-
gründungen, deren Wahrheitsgehalt
er damit erst gar nicht in Zweifel zog.
Das war sogar FPÖ-StR Dr. Friedl
zu viel, da es nichts mit dem Tages-
ordnungspunkt zu tun hatte. Er be-
klagte das Nichteingreifen des Bür-
germeisters gegen den VP-Finanz-
stadtrat mittels üblichen Ordnungs-
rufs „Bitte nur zur Tagesordnung“. 

Wohnen:
KLS fordert Bau von
Gemeindewohnungen und
städtisches Wohnungsamt
(Fortsetzung von Seite 1)

tion am Arbeitsmarkt und würde zu
einer Zunahme von BürgerInnen mit
Kremser Hauptwohnsitz führen.

Weiters wurden alle Versuche
der Opposition, in der laufenden Pe-
riode eine Kontrolle gemeinnütziger
Wohnbaugesellschaften zu errei-
chen, für die GEDESAG durch SPÖ
und ÖVP im Gemeinderat konse-
quent verhindert, obwohl eine sol-
che Kontrolle durch einen aktuellen
Rechnungshofbericht nahegelegt
wird. Auch einen älteren SPÖ-An-
trag, auf Verbesserung der Trans-
parenz bei der Wohnungsvergabe,
will man nachdem man jetzt den
Bürgermeister stellt, laut einer An-
fragebeantwortung nicht mehr wei-
ter verfolgen!

Als KLS schlagen wir daher vor,
dass die Stadt Krems wieder ein
Wohnungsamt bekommt und jene
städtischen Liegenschaften, die der-
zeit von der GEDESAG betreut wer-
den, selbst verwaltet und transpa-
rent vergibt. 

Nikolaus Lackner

Jetzt haben’s
dem Mahrer im

Gemeinderat
sogar unterstellt,

er verbreitet
Unwahrheiten!

Eh kloar, de können ja net
zugeben, dass er recht hat.

Da müssen’s halt schimpfen
und Sachen aus dem

Zusammenhang reißen.
Aber viele sagen ihm:

„Weiter so, net aufgeben!“

(Fortsetzung auf Seite 9)
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Interview der KREMSER NACHRICHTEN (KN)
mit Gemeinderat Mag. Wolfgang Mahrer (KLS)

Die Fragen stellte Nikolaus Lackner
N. Lackner: Warum greifst Du im
Gemeinderat so massiv die 
SP-VP-Koalition an und machst
Dir damit Feinde?
GR Mag. Mahrer: Ja, Fakt ist, dass
ich die gemeinsame neoliberale Poli-
tik der beiden Parteien hart angreife,
da sie unsere Bürger viel Geld kostet
während gleichzeitig einige wenige
davon profitieren. Z.B. hat ein Fi-
nanzberater, der unserer Stadt die
Franken-Kredite einredete, kräftig
daran verdient. Unsere Stadt hat bis
jetzt 5,7 Mio. € Millionen verloren.
Jetzt wird dieser Finanzberater bei
seinem Tiefgaragenprojekt von der
Stadt finanziell unterstützt. Das ist für
mich unakzeptabel!

N. Lackner: Man verurteilt Dich
als „belehrend, übergescheit und
verletzend“ – wie stehst Du dazu?

GR Mag. Mahrer: Ich recherchiere
alle Gemeinderatsakten gründlich,
besuche alle Ausschuss-Sitzungen,
lese die Stadtsenatsprotokolle, er-
kundige mich bei Insidern nach den
Hintergründen und Zusammenhän-
gen oder sehe in alten Gemeinde-
ratsakten nach. KLS-GR Franz Kral
ist lang dienender Gemeinderat und
eine tolle Auskunftsperson. Das er-
gibt eine hohe Konzentration an
Hintergrundwissen. Dazu kommt
meine Unabhängigkeit von irgend-
welchen Fraktionsvorgaben oder
finanziellen Interessen.
Das stört natürlich die SP-VP-Koali-
tion beim Durchpeitschen ihrer Be-
schlüsse. Die Fraktionsführer von
SP und VP geben ihren Mandataren
vor, wo sie die Hand zu heben haben.
Logische Gegenargumente können
da schon ein schlechtes Gewissen
machen, das man dann in Befrem-
den ummünzt oder dazu, dass man
sich mangels eigener Gegenargu-
mente oberlehrerhaft belehrt fühlt.
Ich unterliege keinerlei Fraktions-
zwängen und spreche aus, was die
Recherchen, besonders bei Skanda-
len, ergaben. Damit werde ich auto-
matisch zum Feindbild von SP/VP.
Bei der FPÖ ist das „Linke-Fressen“
schon „genetisch“ bedingt, da diese
Bewegung seinerzeit aus den alten
Parteikadern des 3.Reiches entstan-
den ist. Da fehlt die Lernfähigkeit. 

N. Lackner: Betrifft eine solche
Ablehnung und Ausgrenzung nur
Dich?
GR Mag.Mahrer: Nein, aktuell ist GR
Josef Mayer am meisten betroffen.
Da er als SPÖ-Mitglied nicht mehr
bei allem mitstimmte und die Fraktion
verließ, wurde er umgehend aus al-
len Ausschüssen hinausgeworfen,

obwohl er SPÖ-Mitglied geblieben
ist. Dabei war er der einzige von SPÖ
und ÖVP, der vor der Konvertierung
von 11,9 Mio. Franken auf Abwarten
plädierte, weil seine gründlichen Re-
cherchen ergaben, dass der Franken
steigen würde. Tatsächlich wurde bei
1,08695 CHF/€ konvertiert, zwischen-
zeitlich war der Kurs aber schon über
1,10. Wäre es nach ihm gegangen,
hätte sich die Stadt über 150.000
Euro erspart. Mich hat die ÖVP aus
ihren Ausschüssen verbannt wie
schon in der letzten Gemeinderats-
periode (damals ohne “Eklat“), jetzt
„darf“ GR Kral hingehen. Eine ande-
re Meinung, auch wenn sie kompe-
tent ist, wird als Abweichung von den
SP-VP-Fraktionen nicht gewollt. Das
war schon bei GRin Ingrid Deißen-
berger (SPÖ) oder StR Sepp Deißen-
berger (ÖVP) so. Auch WKÖ-Krems-
Ob-mann Mag.Hagmann bekam bei
„Wir für Krems“ scharfe Kritik von der
Stadtpolitik ab, als er den kritischen
Zustand der Innenstadt aufzeigte.
Man will die Symptome unter den
Tisch kehren, da man keine Gegen-

strategie hat.

N. Lackner: Woher hast Du 
die Infos über die Meinung der
BürgerInnen von Krems?
GR Mag. Mahrer: Zahlreiche Men-
schen berichten mir oft über „Netz-
werke“ zwischen Politik und Wirt-
schaft. Im Gemeinderat sieht man,
dass seit Jahrzehnten immer diesel-
ben Firmen und Sachverständigen
die Planungen und Gutachten ma-
chen. Nur keine neuen Ideen und An-
sätze, man bleibt gerne unter sich.
Ich trete konsequent für die Trennung
von politischem Mandat und größe-
ren Geschäften mit der Stadt ein.
Sonst wird es nie eine transparente
Auftragsvergabe geben. Das stört
SP- und VP-ler, die gerne die Politik
für das Geschäft nutzen wollen. Jetzt,
wo Menschen über tausend Unter-
schriften gegen den neuen Südtiroler
Platz bei der Stadtpolitik deponierten
und seitens der Stadtpolitik brüskiert
wurden, werde ich auch deswegen
angesprochen. Die Menschen wis-
sen, dass sie immer, wenn sie etwas
über Hintergründe wissen wollen
oder Hilfe in sozialen Belangen brau-
chen, zu mir kommen können. Der
Zuspruch unserer BürgerInnen gibt
mir die Kraft für die Arbeit im Ge-
meinderat. Anerkennung von der ho-
hen Stadtpolitik brauche ich keine.

N. Lackner: Was denkst Du über
die Angriffe, die in der Jänner-
Sitzung des Gemeinderates auf
Dich geführt wurden?
GR Mag. Mahrer: Wenn mir z.B. eine
SP-fraktionsgesteuerte Mandatarin
zur Verteidigung von Ex-ÖVP-Stadt-
rat Stummer erklärt, sie verliert jeden
Respekt vor mir, weiß ich, dass ich
ins Schwarze getroffen habe. Ich ha-
be den SP-VP-Alleinanspruch auf die
„Deutungshoheit“, was gut für Krems
ist, verletzt. Was die empörten Reak-
tionen betrifft, halte ich es mit Franz
Grillparzer „…der Österreicher denkt
sich sein Teil und lässt die anderen
reden…“.
Warum hat die SP z. B. beim nach-
weislich gesetzwidrig zustande ge-
kommenen Lichtservicevertrag StR
Stummers und dessen Verlängerung
die Handerln gehoben? Alle Zahlen,

KLS-GR Mag. Wolfgang Mahrer

(Fortsetzung auf Seite 4)



Kritik am Aussackeln der
Kleinverdiener in den Budgets
2016/2017 und Schonung eines
Unternehmens
In der Dezember-Sitzung des Ge-
meinderates hat GR Mag. Mahrer
die Stadtpolitik von SP und ÖVP
scharf kritisiert. Er warf Bgm. Resch
vor, die Kleinen genauso auszusa-
ckeln wie immer. Nicht umsonst,
meinte GR Mahrer, heißt es an
den Heurigen- und Stammtischen
unserer Stadt: „Resch, der beste
ÖVP-Bürgermeister, den es je gab“.
Er gratuliere der ÖVP dazu, wie
sie es geschafft habe, den zuerst
von ihr so ungeliebten roten Bür-
germeister umzudrehen.
Er zitierte StR Krammer zum aus-
geglichenen Budget: „Wir geben
nur mehr das Geld aus, das wir
haben“, und warf ihm vor, wenn
man das Geld nicht hat, nimmt man
es sich mit exzessivem Gebüh-
renwucher wie der 100-%-Erhöhung
der Tagesgebühr Grüne Zone ein-

fach aus den Taschen der Bürger,
und zwar von den wenig Verdie-
nenden der Innenstadtbeschäftig-
ten, die jetzt rund einen ganzen
Monat nur mehr für die 960 Euro
Parkgebühren für das Jahr arbei-
ten müssen!“ 
GR Mahrer hatte im Oktober eine
Anfrage zu Pönale-Verpflichtun-
gen eines Kremser Betonwerkes
eingebracht. Dieses hatte sich
nach Verschiebungen ver-
pflichtet, bis 2012 Pläne
einzureichen und bis Ende
2013 sein Betonwerk be-
triebsfertig in den Hafen ver-
legt zu haben.
In der erste Anfragebeant-
wortung wurde verschlei-
ert, ob beide Pönale-Be-
träge (10.000 bzw. 30.000
Euro) eingegangen seien.
Trotz genauer Fragestel-
lung nach dem Eingang
des Gesamtbetrages bzw.
der einzelnen Teilbeträge,
lautete die Antwort: „Die
Vereinnahmung der Pönale-Zah-
lung erfolgte im Rechnungsjahr
2012 ...“. Die Frage „Wenn keine
Bezahlung erfolgte – warum nicht?
Und, was war die Rechtsgrundla-
ge zu dieser Entscheidung/Nicht-
zahlung? Wurde mit „siehe oben“
beantwortet. Einsicht in den Zah-
lungsbeleg wurde GR Mag. Mahrer
verwehrt.
Da 2012 die 30.000 Euro noch gar
nicht fällig waren, hakte GR Mah-
rer mit einer zweiten Anfrage nach.
Nach unüblich langer Wartezeit von
zwei Gemeinderatssitzungen kam
im Februar die Antwort. Tatsäch-
lich hat man die 30.000 Euro nicht
vorgeschrieben, obwohl bis 31.12.
2013 die Betonmischanlage nicht
betriebsbereit war. Man hat ein-
fach keine 2. Pönale-Forderung ge-
stellt, da zwischenzeitlich eine
Errichtungs-Bewilligung erfolgte
(8.7.2014!) allerdings gibt es noch
immer keinen Baubeginn.
Tatsache bleibt, die Fertigstellung
ist nicht rechtzeitig erfolgt und im
Gemeinderat wurde kein Verlän-
gerungsantrag dazu gestellt. Da-
her fehlt ein Gremialbeschluss als
Rechtsgrundlage  für  die  Nicht-

vorschreibung der 30.000-Euro-
Pönale! Bei Parksündern wird be-
kanntlich schon nach 15 Minuten
abkassiert!!!
Jänner-Sitzung: GEDESAG und
Geldverschwendung. In dieser
Sitzung wurde der Tagesordnungs-
punkt Altpapiersammlung abge-
setzt. Wir werden über die Hinter-
gründe, wenn ein neuer Antrag
kommt, noch berichten. 

KLS und UBK stellten einen Dring-
lichkeitsantrag zur Kontrolle der
GEDESAG durch das Kontrollamt.
Anlass sind die in einem Rech-
nungshofbericht betreffend ge-
meinnützige Wohnbaugesellschaf-
ten aufgezeigte Intransparenz in-
folge der Prüfung durch selbst be-
stellte Kontrollore und die einseiti-
ge Belastung von Mietern durch
sogenannte „Auslaufannuitäten“.
Selbstverständlich wurden von SP
und VP die Dringlichkeit und damit
jede Debatte verwehrt. Die Krem-
ser GEDESAG-Mieter sollten sich
gut merken, wer an ihrer Seite
steht!
Service Center Bauen: Beim die-
sem Punkt kam es zum Eklat, als
GR Mahrer auch Hintergründe an-
sprach (siehe Bericht Seite 2).
Wenn auch manches für die Zu-
sammenlegung der Bausparten
spricht, ist es eine weitere schwe-
re – und für die KLS kaum akzep-
table – Mehrbelastung der Steuer-
zahler. Zusammenlegen ja, wäre
dies aber nicht an einem anderen
Ort billiger gegangen? 
Schweizer Franken Kredite: Als
GR Mahrer auf Grund des desas-
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die man damals als Ersparnis vorge-
rechnet hat, waren durchschaubar
falsch und geschönt! Wo bleibt die
ÖVP-Entschuldigung für den hohen
Schaden, wo Konsequenzen und
Selbstkritik?

N. Lackner: Was sollen die
KremserInnen denn überhaupt
glauben?
GR Mag.Mahrer: Die Menschen sol-
len ihrem eigenen Urteilsvermögen
und ihrem Gefühl glauben und im-
mer denken – „Wem nützt es?“. Als
KLS ziehen wir aus keinen Entschei-
dungen einen finanziellen Vorteil für
uns selbst oder die Partei. Auch un-
sere Gemeinderatsbezüge verwen-
den wir zu 100 Prozent für die Krem-
ser Nachrichten als Information für
unsere Bevölkerung.

Interview der KN mit
GR Mag. W. Mahrer (KLS)

Die Fragen stellte N. Lackner
(Fortsetzung von Seite 3)

Aus dem Gemeinderat
Über die Arbeit unserer KLS-Mandatare – Mag. Wolfgang Mahrer und Franz Kral
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Leserbrief zur Bildungsmisere:
Für den Test, nicht für das Leben

lernen wir, so könnten viele Schüle-
rInnen heute den viel zitierten lateini-
schen Spruch abwandeln. SchülerIn-
nen, Eltern und Lehrer stöhnen über
das, was Politik und Schulbehörden
ihnen in immer kürzeren Abständen
aufbürden. Hinter der Hoffnungen
weckenden Bezeichnung „Schulre-
form“ oder gar „Bildungsreform“ wird
der bürokratische Aufwand immer
noch weiter vergrößert und der
Machtkampf zwischen ÖVP und
SPÖ um die Kontrolle über Lehrer
und Lehrerinnen, die Lehrinhalte und
um die Gestaltung der Schule der 
10- bis 14-Jährigen ausgetragen. Von
Schulautonomie ist viel die Rede, in
der Praxis ist es nicht weit her damit,
für jede Kleinigkeit muss ein Schul-
versuch eingereicht werden. Das
dauert, die bürokratischen Hürden
sind hoch, wenn es aber einmal ge-
schafft ist, kann ein Schulversuch ein
langes Leben haben. 5.000 Schul-
versuche gibt es nach Auskunft von
Ministerin Heinisch-Hosek, manche
davon schon seit 40 (!) Jahren.

Die OECD-Studie „Bildung auf
einen Blick“ 2015 bestätigt, dass
Österreich bei der Berufsbildung er-
folgreicher als andere Staaten ist, kri-
tisiert aber, dass in Österreich nur 21
Prozent der 25- bis 34-Jährigen den Bil-
dungsabschluss ihrer Eltern übertra-
fen, was einen der niedrigsten Werte
der OECD-Länder darstellt. Das heißt,
dass in Österreich Bildung immer
noch „vererbt“ wird. Wenn Bildung ein
Gegenmittel zu den Ungleichheiten in
der Gesellschaft ist, versteht man,
warum die ÖVP das Gymnasium mit
Zähnen und Klauen verteidigt, wäh-
rend die Wirtschaft bereits eine effi-
ziente gemeinsame Schule fordert,
weil Bildung auch eine der wichtig-
sten Ressourcen eines modernen In-
dustriestaates ist. Wenn jeder fünfte
Schulabgänger nicht sinnerfassend
lesen kann, fragt man sich, warum
Reformen nicht die SchülerInnen und
ihre ureigensten Bedürfnisse in den
Mittelpunkt stellen. Ein Heer von Ex-
perten berät die Bildungsministerin
und deckt die LehrerInnen mit Vor-
gaben ein, die auf Punkt und Bei-
strich erfüllt werden müssen, geht
etwas schief, sind die LehrerInnen

schuld, die Experten werden ausge-
tauscht und das Spiel geht von vorn
los. Dafür wird die Lehrerschaft aber
mit den enormen Herausforderungen,
die die Integration einer wachsenden
Zahl an Kindern mit nicht deutscher
Muttersprache mit sich bringt, allein
gelassen. Ganztagsschulen, gratis
Nachmittagsbetreuung mit Lernhilfe,
mehr Geld für Schulen in Problembe-
zirken, mehr Psychologen und Sozial-
arbeiter als Unterstützung, eine bes-
sere Ausbildung der LehrerInnen und
mehr Lehrpersonal mit Kenntnissen
der verschiedenen Muttersprachen
der Kinder sowie das Hereinholen
von Nichtpädagogen, die als Freiwil-
lige mithelfen wollen, würden auch
bei der Lösung von Problemen, die
durch Krankheit, steigende Arbeitslo-
sigkeit, Scheidung oder Migrations-
hintergrund der Eltern entstehen kön-
nen, helfen. Immer mehr zu testen
hilft dagegen nicht, es erhöht nur den
psychischen Druck auf Kinder und El-
tern. Eine ganze internationale Indu-
strie lebt schon von der Erstellung
von Tests, und Eltern, die nicht selbst
helfen können, füttern auch in Öster-
reich eine wachsende Zahl von
Nachhilfeinstituten, die gut verdie-
nen. Den Kindern, deren Eltern sich
das nicht leisten können, bleiben die
Lerncafés der Caritas oder andere
private Lernangebote. 

Die Politiker spielen ihre Spiel-
chen auf dem Rücken der Kinder
und Jugendlichen, denen mit dem
Kompetenzdrill und den ständigen
Tests die Kreativität und das selb-
ständige Denken ausgetrieben wird
und die so zu gut funktionierenden
Rädchen einer rein profitorientierten
Wirtschaft gemacht werden sollen.
Lehrer oder Lehrerinnen, die Stärken
und Schwächen ihrer SchülerInnen
berücksichtigen, auf ihre Interessen
eingehen und sie zu kritischem Den-
ken anregen, statt sie auf das punkt-
genaue Erfüllen von Aufgabenstellun-
gen zu drillen, sind in diesem System
nicht gefragt, man zermürbt sie mit
immer mehr bürokratischem Kram
und setzt sie durch Experten unter
Druck, die nie unterrichtet haben oder
als Lehrer gescheitert sind.

Dr. E. R-M. 
(Name der Redaktion bekannt)

http://derstandard.at/2000026206761/OECD-Studie-Schwache-
Bildungsdynamik-starke-berufsbildende-Schulen

trösen Kontrollamtsberichtes
zu den CHF-Krediten mit reali-
sierten Verlusten von 5,7 Mio.
Euro den Vergleich brachte:
„Die ganze Sache erscheint
nach diesem KOA-Bericht so,
wie wenn Blinde versucht hät-
ten, eine Farbenhandlung zu
betreiben.“, meinte FPÖ-GR
Rosenkranz, GR Mahrer hätte
als Behindertenfunktionär Blin-
de beleidigt. Es war und ist
aber alleinig eine Kritik an der
Stadtpolitik und keine Beleidi-
gung von Behinderten, zu denen
auch GR Mahrer selbst gehört.
Blinde wissen, im Gegensatz
zu unseren Stadtpolitikern, was
sie wegen ihrer bedauernswer-
ten Mankos nicht können. Dass
jemand aus der FPÖ, einer
Partei, die bekannt ist für ihre
Ausfällen gegen Andersden-
kende, GR Mag. Mahrer die
Worte und ihre Bedeutung im
Mund verdrehen will, gehört zum
rechtsextremen Politstil man-
cher FP-Mandatare, die nur ihre
eigene Meinung als richtig gel-
ten lassen.
Damit wurde natürlich auch von
der Brisanz dieses Kontroll-
amtsberichtes und den Verant-
wortlichkeiten im Finanz- und
Controlling-Bereich der Stadt-
politik abgelenkt, die GR Mag.
Mahrer zum Ärger der SP/VP-
Koalition klar herausgearbeitet
hatte. 

Februar-Sitzung: Grobe Be-
schimpfung: Hauptgegenstand
dieser Sitzung war der positive
Schuldenbericht 2015. GR Mag.
Mahrers Erinnerung an Skan-
dale, die den Schuldenberg er-
höhten, lösten einen neuen
Wirbel im Gemeinderat aus
(siehe Seite 2).
Damit waren natürlich die kri-
tischen Argumente der KLS
nicht mehr Gegenstand in
der Lokalpresse, sondern die
Wortgefechte im Gemeinde-
rat und sogar Privatgesprä-
che zwischen den KLS-Ge-
meinderäten, dominierten die
Berichte.
Wenn die Argumente der
KLS in den Medien unterge-
hen – freut das die hohe
Stadtpolitik.
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Allgemeine Erklärung der Menschenrechte
Resolution 217 A (III) der Vereinten Nationen

vom 10. Dezember 1948

Artikel 1 Alle Menschen sind frei und gleich an
Würde und Rechten geboren. Sie sind mit Vernunft
und Gewissen begabt und sollen einander im Geiste
der Brüderlichkeit begegnen. 
Artikel 2 Jeder hat Anspruch auf alle in dieser
Erklärung verkündeten Rechte und Freiheiten, ohne
irgendeinen Unterschied, etwa nach Rasse, Haut-
farbe, Geschlecht, Sprache, Religion, politischer
oder sonstiger Anschauung, nationaler oder sozialer
Herkunft, Vermögen, Geburt oder sonstigem Stand.
Des weiteren darf kein Unterschied gemacht 
werden auf Grund der politischen, rechtlichen oder
internationalen Stellung des Landes oder Gebietes,
dem eine Person angehört, gleichgültig ob dieses
unabhängig ist, unter Treuhandschaft steht, keine
Selbstregierung besitzt oder sonst in seiner
Souveränität eingeschränkt ist. 
Artikel 3 Jeder hat das Recht auf Leben, Freiheit
und Sicherheit der Person. 
Artikel 4 Niemand darf in Sklaverei oder Leib-
eigenschaft gehalten werden; Sklaverei und
Sklavenhandel in allen ihren Formen sind verboten. 
Artikel 5 Niemand darf der Folter oder grausamer,
unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung
oder Strafe unterworfen werden. 
Artikel 6 Jeder hat das Recht, überall als rechts-
fähig anerkannt zu werden. 
Artikel 7 Alle Menschen sind vor dem Gesetz
gleich und haben ohne Unterschied Anspruch auf
gleichen Schutz durch das Gesetz. Alle haben 
Anspruch auf gleichen Schutz gegen jede
Diskriminierung, die gegen diese Erklärung 
verstößt, und gegen jede Aufhetzung zu einer 
derartigen Diskriminierung. 
Artikel 8 Jeder hat Anspruch auf einen wirksamen
Rechtsbehelf bei den zuständigen innerstaatlichen
Gerichten gegen Handlungen, durch die seine 
ihm nach der Verfassung oder nach dem Gesetz
zustehenden Grundrechte verletzt werden. 
Artikel 9 Niemand darf willkürlich festgenommen,
in Haft gehalten oder des Landes verwiesen werden.
Artikel 10 Jeder hat bei der Feststellung seiner
Rechte und Pflichten sowie bei einer gegen ihn
erhobenen strafrechtlichen Beschuldigung in 
voller Gleichheit Anspruch auf ein gerechtes und
öffentliches Verfahren vor einem unabhängigen
und unparteiischen Gericht. 
Artikel 11 (1) Jeder, der einer strafbaren Handlung
beschuldigt wird, hat das Recht, als unschuldig zu
gelten, solange seine Schuld nicht in einem öffent-
lichen Verfahren, in dem er alle für seine Verteidi-
gung notwendigen Garantien gehabt hat, gemäß
dem Gesetz nachgewiesen ist.

(2) Niemand darf wegen einer Handlung oder
Unterlassung verurteilt werden, die zur Zeit ihrer
Begehung nach innerstaatlichem oder internatio-
nalem Recht nicht strafbar war. Ebenso darf keine
schwerere Strafe als die zum Zeitpunkt der
Begehung der strafbaren Handlung angedrohte
Strafe verhängt werden. 
Artikel 12 Niemand darf willkürlichen Eingriffen in
sein Privatleben, seine Familie, seine Wohnung
und seinen Schriftverkehr oder Beeinträchtigungen
seiner Ehre und seines Rufes ausgesetzt werden.
Jeder hat Anspruch auf rechtlichen Schutz gegen
solche Eingriffe oder Beeinträchtigungen. 
Artikel 13 (1) Jeder hat das Recht, sich innerhalb
eines Staates frei zu bewegen und seinen Aufent-
haltsort frei zu wählen.
(2) Jeder hat das Recht, jedes Land, einschließlich
seines eigenen, zu verlassen und in sein Land
zurückzukehren. 
Artikel 14 (1) Jeder hat das Recht, in anderen
Ländern vor Verfolgung Asyl zu suchen und zu
genießen.
(2) Dieses Recht kann nicht in Anspruch genommen
werden im Falle einer Strafverfolgung, die tatsächlich
auf Grund von Verbrechen nichtpolitischer Art
oder auf Grund von Handlungen erfolgt, die gegen
die Ziele und Grundsätze der Vereinten Nationen
verstoßen. 
Artikel 15 (1) Jeder hat das Recht auf eine
Staatsangehörigkeit.
(2) Niemandem darf seine Staatsangehörigkeit
willkürlich entzogen noch das Recht versagt 
werden, seine Staatsangehörigkeit zu wechseln. 
Artikel 16 (1) Heiratsfähige Männer und Frauen
haben ohne jede Beschränkung auf Grund der
Rasse, der Staatsangehörigkeit oder der Religion
das Recht, zu heiraten und eine Familie zu gründen.
Sie haben bei der Eheschließung, während der
Ehe und bei deren Auflösung gleiche Rechte.
(2) Eine Ehe darf nur bei freier und uneinge-
schränkter Willenseinigung der künftigen Ehegatten
geschlossen werden.
(3) Die Familie ist die natürliche Grundeinheit der
Gesellschaft und hat Anspruch auf Schutz durch
Gesellschaft und Staat. 
Artikel 17 (1) Jeder hat das Recht, sowohl allein
als auch in Gemeinschaft mit anderen Eigentum
innezuhaben.
(2) Niemand darf willkürlich seines Eigentums
beraubt werden. 
Artikel18 Jeder hat das Recht auf Gedanken-,
Gewissens- und Religionsfreiheit; dieses Recht
schließt die Freiheit ein, seine Religion oder seine



Kremser Nachrichten Seite 7

Weltanschauung zu wechseln, sowie die Freiheit,
seine Religion oder seine Weltanschauung allein
oder in Gemeinschaft mit anderen, öffentlich oder
privat durch Lehre, Ausübung, Gottesdienst und
Kulthandlungen zu bekennen. 
Artikel 19 Jeder hat das Recht auf Meinungsfrei-
heit und freie Meinungsäußerung; dieses Recht
schließt die Freiheit ein, Meinungen ungehindert
anzuhängen sowie über Medien jeder Art und
ohne Rücksicht auf Grenzen Informationen und
Gedankengut zu suchen, zu empfangen und zu
verbreiten. 
Artikel 20 (1) Alle Menschen haben das Recht,
sich friedlich zu versammeln und zu Vereinigungen
zusammenzuschließen.
(2) Niemand darf gezwungen werden, einer
Vereinigung anzugehören. 
Artikel 21 (1) Jeder hat das Recht, an der
Gestaltung der öffentlichen Angelegenheiten seines
Landes unmittelbar oder durch frei gewählte
Vertreter mitzuwirken.
(2) Jeder hat das Recht auf gleichen Zugang zu
öffentlichen Ämtern in seinem Lande.
(3) Der Wille des Volkes bildet die Grundlage für
die Autorität der öffentlichen Gewalt; dieser Wille
muß durch regelmäßige, unverfälschte, allgemeine
und gleiche Wahlen mit geheimer Stimmabgabe
oder einem gleichwertigen freien Wahlverfahren
zum Ausdruck kommen. 
Artikel22 Jeder hat als Mitglied der Gesellschaft
das Recht auf soziale Sicherheit und Anspruch
darauf, durch innerstaatliche Maßnahmen und
internationale Zusammenarbeit sowie unter
Berücksichtigung der Organisation und der Mittel
jedes Staates in den Genuß der wirtschaftlichen,
sozialen und kulturellen Rechte zu gelangen, die
für seine Würde und die freie Entwicklung seiner
Persönlichkeit unentbehrlich sind. 
Artikel 23 (1) Jeder hat das Recht auf Arbeit, auf
freie Berufswahl, auf gerechte und befriedigende
Arbeitsbedingungen sowie auf Schutz vor
Arbeitslosigkeit.
(2) Jeder, ohne Unterschied, hat das Recht auf
gleichen Lohn für gleiche Arbeit.
(3) Jeder, der arbeitet, hat das Recht auf gerechte
und befriedigende Entlohnung, die ihm und seiner
Familie eine der menschlichen Würde entspre-
chende Existenz sichert, gegebenenfalls ergänzt
durch andere soziale Schutzmaßnahmen.
(4) Jeder hat das Recht, zum Schutze seiner
Interessen Gewerkschaften zu bilden und solchen
beizutreten. 
Artikel 24 Jeder hat das Recht auf Erholung und
Freizeit und insbesondere auf eine vernünftige
Begrenzung der Arbeitszeit und regelmäßigen
bezahlten Urlaub. 
Artikel 25 (1) Jeder hat das Recht auf einen
Lebensstandard, der seine und seiner Familie
Gesundheit und Wohl gewährleistet, einschließlich
Nahrung, Kleidung, Wohnung, ärztliche Versorgung
und notwendige soziale Leistungen, sowie das

Recht auf Sicherheit im Falle von Arbeitslosigkeit,
Krankheit, Invalidität oder Verwitwung, im Alter
sowie bei anderweitigem Verlust seiner Unterhalts-
mittel durch unverschuldete Umstände.
(2) Mütter und Kinder haben Anspruch auf 
besondere Fürsorge und Unterstützung. Alle
Kinder, eheliche wie außereheliche, genießen 
den gleichen sozialen Schutz. 
Artikel 26 (1) Jeder hat das Recht auf Bildung. Die
Bildung ist unentgeltlich, zum mindesten der
Grundschulunterricht und die grundlegende
Bildung. Der Grundschulunterricht ist obligatorisch.
Fach- und Berufsschulunterricht müssen allgemein
verfügbar gemacht werden, und der Hochschul-
unterricht muß allen gleichermaßen entsprechend
ihren Fähigkeiten offenstehen.
(2) Die Bildung muß auf die volle Entfaltung der
menschlichen Persönlichkeit und auf die Stärkung
der Achtung vor den Menschenrechten und Grund-
freiheiten gerichtet sein. Sie muß zu Verständnis,
Toleranz und Freundschaft zwischen allen Nationen
und allen rassischen oder religiösen Gruppen bei-
tragen und der Tätigkeit der Vereinten Nationen für
die Wahrung des Friedens förderlich sein.
(3) Die Eltern haben ein vorrangiges Recht, die Art
der Bildung zu wählen, die ihren Kindern zuteil
werden soll. 
Artikel 27 (1) Jeder hat das Recht, am kulturellen
Leben der Gemeinschaft frei teilzunehmen, sich an
den Künsten zu erfreuen und am wissenschaftlichen
Fortschritt und dessen Errungenschaften teilzu-
haben.
(2) Jeder hat das Recht auf Schutz der geistigen
und materiellen Interessen, die ihm als Urheber
von Werken der Wissenschaft, Literatur oder Kunst
erwachsen. 
Artikel28 Jeder hat Anspruch auf eine soziale
und internationale Ordnung, in der die in dieser
Erklärung verkündeten Rechte und Freiheiten voll
verwirklicht werden können. 
Artikel29 (1) Jeder hat Pflichten gegenüber der
Gemeinschaft, in der allein die freie und volle
Entfaltung seiner Persönlichkeit möglich ist.
(2) Jeder ist bei der Ausübung seiner Rechte und
Freiheiten nur den Beschränkungen unterworfen,
die das Gesetz ausschließlich zu dem Zweck 
vorsieht, die Anerkennung und Achtung der
Rechte und Freiheiten anderer zu sichern und den
gerechten Anforderungen der Moral, der öffentlichen
Ordnung und des allgemeinen Wohles in einer
demokratischen Gesellschaft zu genügen.
(3) Diese Rechte und Freiheiten dürfen in keinem
Fall im Widerspruch zu den Zielen und Grund-
sätzen der Vereinten Nationen ausgeübt werden. 
Artikel30 Keine Bestimmung dieser Erklärung darf
dahin ausgelegt werden, daß sie für einen Staat,
eine Gruppe oder eine Person irgendein Recht be-
gründet, eine Tätigkeit auszuüben oder eine Hand-
lung zu begehen, welche die Beseitigung der in
dieser Erklärung verkündeten Rechte und
Freiheiten zum Ziel hat.



So ein erster kluger Auszug aus
Brandstätters Analyse der momen-
tanen politischen Situation.

Danach bemerkenswert die Aus-
sagen von Irmgard Griss, der einzi-
gen parteiunabhängigen Bundesprä-
sidentschaftskandidatin. Sie nimmt
nur Spenden, wenn sie die Namen

der Spender veröffentlichen darf. Vie-
le würden gerne spenden, meiden
aber die Veröffentlichung ihrer Na-
men, weil sie dadurch persönliche
oder berufliche Nachteile befürchten.

Es gibt also 2016 in Österreich
zahlreiche Bürger, die Angst haben
zu ihrem politischen Engagement

zu stehen. Die informellen Daumen-
schrauben des rosa und schwarzen
Polit-Establishments treffen uns als
Linke schon seit Beginn der Zwei-
ten Republik, von der Ersten Repu-
blik mit Todesurteilen und Polithaft
durch die schwarzen Heimwehren
ganz zu schweigen.

Auch meine Mutter wurde damals
zweimal politisch inhaftiert. Wenn die
Angst jetzt schon die unabhängige
Mitte betrifft, zeigt das, wo die Groß-
parteien dieses Land hingesteuert
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Werden Menschenrechte scheibchenweise abgeschafft?

Grundlage für Frieden und Freiheit in Gefahr –
Aggression ersetzt das Gespräch, statt Verhandlung gibt
es Erpressung. Schlimm für unsere Gesellschaft!

Aber wer Menschenrechte für
einen Teil der Menschen außer Kraft
setzt, wird das morgen auch bei uns
Einheimischen machen und es in der
gewohnten, nichtssagenden Polit-
sprache „Reform“ nennen.

Lesen Sie die 30 Artikel der UN-
Menschenrechtserklärung (siehe
Seite 6 und 7) und vergleichen Sie
diese mit der laufenden Debatte zur
Pensionsreform oder anderen Ver-
schlechterungen im Gesundheits-
und Sozialrecht.

Sie werden erkennen, dass
dieses Aushebeln der Menschen-
rechte längst auch uns betrifft.
Das positive Wort „Reform“ ist
längst zur gefährlichen Drohung
für uns Normalbürger geworden. 

Die Großkonzerne und Super-
reichen können mit kaum versteck-
ter Unterstützung der EU und der
Regierungen der einzelnen Staa-
ten hunderte Milliarden an hinter-
zogenen Steuern in die Karibik oder
sogar innerhalb der EU verschie-
ben. Gleichzeitig aber sagen die
Politiker, egal ob konservativ oder
sozialdemokratisch, das Sozialsy-
stem sei nicht mehr finanzierbar.
Auch legen diese „Bürgervertreter“
den Waffenexporteuren keine Stei-

ne in den Weg, wenn diese über
ihre profitträchtigen Exporte Tod
und Elend in den Nahen Osten und
nach Afrika tragen.

Wenn dann die Menschen zu
uns flüchten, werden sie als „So-
zialschmarotzer“ bekämpft und man-
che Politiker wollen sie sogar er-
schießen lassen. Nicht die Waffen-
exporteure stoppt man, sondern

deren Opfer werden den Bürgern
als Blitzableiter für ihre Wut über
die unsozialen „Reformen“ dar-
geboten.

Dabei hat der Nationalismus
schon 1914 und 1939 zu Krieg und
Katastrophen geführt. Aber SPÖ und
ÖVP lernen nicht daraus, sondern
verdrängen die Erfahrungen. Im Buh-
len um Wählerstimmen geben sie
den billigen, dumpfen FPÖ-HC Ra-
dikalslogans nach und versuchen
Strache rechts zu überholen.

Wenn die Wirtschaft einen frei er-
fundenen „Reformstau“ bekämpft,
muss man sagen, dass die neoli-
beralen Reformen wie Deregulie-
rung der Währungskurse, Banken-
und Bilanzregeln, Abbau von Steuer-
grenzen etc., die noch nicht über-
wundene Wirtschaftskrise 2008 erst
ermöglicht haben. Jetzt, da Kon-
zerne immer betrügerischer agie-
ren (VW-Abgasskandal, Steuerhin-
terziehung in Milliardenhöhe …) sind
weitere verlangte „Reformen“, z.B.
bei Pensionen, nur wieder Benzin,
das man ins Krisenfeuer gießt. So-
zialabbau und Massenverelendung
à la Griechenland verschärfen die
Krise statt sie zu bekämpfen.

Die Superreichen werden im-
mer reicher und dem Rest der
Menschen bleibt immer weniger
zum Leben. Wir alle sitzen des-
halb mit den Flüchtlingen in
einem Boot! (siehe Seite 11)

Grenzzäune, Obergrenzen, rechtsradikale Brand- und Terroran-
schläge auf Asylunterkünfte und Asylwerber – die scharf zu verurtei-
lenden Silvesterereignisse in Köln seitens dutzender krimineller Nord-
afrikaner haben den Politikern und Medien den Vorwand geliefert, um
Menschenrechte und EU-Rechte für Flüchtlinge außer Kraft zu setzen.

Das war der Titel und Untertitel des Leitartikels vom 27.2.2016 von
Helmut Brandstätter im Kurier. „Der Mensch als nackter Affe. Zu beob-
achten zuletzt in der Politik, egal ob in Österreich, wo ein grundsätzli-
cher politischer Wandel ja ansteht, aber noch nicht zum Durchbruch
kommt, oder in einem Europa wo die Spielregeln außer Kraft gesetzt
wurden und es nur mehr heißt jeder gegen jeden.“

(Fortsetzung auf Seite 10)
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Gegen linke kritische Opposition
halten SP und VP eben eisern zu-
sammen. VBgm. Haselmayer mein-
te, ein Rücktritt Mahrers würde das
Ende der Anschuldigungen bedeu-
ten. Klar, damit würden sich VP und
SP die Aufarbeitung der Skandale er-
sparen. Mahrers Rücktritt – den hät-
te Haselmayer gerne – damit SP und
VP weiter mit „weißer Weste“ Har-
monie spielen können und die Op-
position mundtot ist.

Als GR Kral betonte, dass es
auch für die Zukunft wichtig ist, alte
Skandale aufzuarbeiten und richtig-
stellen wollte, dass GR Mahrer nicht
Mitglied der KPÖ ist, geriet er voll
ins SP-Abwehrfeuer.

Das Aufzeigen alter Skandale, für
die wir alle noch Schulden abbezah-
len, das wollen SP/VP – allen voraus
StRin Hollerer – einfach nicht. Wir
sollten mitarbeiten und nicht mit Kri-
tik das Klima vergiften meinte StR
Krammer, so würden wir die Arbeit

für den Bürger stören. Als ob die Ver-
dopplung der Tagesgebühren und
das Abzahlen alter skandalbedingter
Schulden, positive Arbeit für die Bür-
ger wäre. Richtig, wir stören die Har-

monie der SP/VP-Koalitionäre. Aber
die KLS lässt sich einfach nicht als
Förderer ihres „positiven Wahl-
kampfklimas“ missbrauchen.

Als KLS arbeiten wir seit Jah-
ren für diese Stadt, aber wir wer-
den nie Handlanger beim Bela-
sten und Abkassieren ihrer Bür-
ger sein, um Projekte von einigen
„besser“ vernetzten zu fördern.

Der Eklat im Gemeinderat –
Schmutzkampagne statt Argumente!

(Fortsetzung von Seite 2)

Integrationsvorbild Kremser Schulzentrum
In der Nr. 1/2016 der Zeitschrift „GÖD – Der öffent-

liche Dienst aktuell“ wurde auf mehreren Seiten positiv
über die Neue Mittelschule (NMS) in Krems berichtet.
26 verschiedene Muttersprachen werden in deren Klas-
senzimmern gesprochen. Das besonders hohe Enga-
gement und die Bereitschaft der Lehrkräfte, Kindern,
auch wenn sie Migrationshintergrund haben, etwas zu-
zutrauen werden besonders vorgehoben. Auch
die Aufnahme von 14 neuen Flüchtlingskindern
für 2015/16 in den Klassengemeinschaften ist
gut gelaufen. Die neuen Mitschüler werden als
höflich und zuvorkommend bezeichnet und deren
rasches Zurechtkommen mit dem Unterricht ge-
lobt. Schwierigkeiten bereitet nur das Finden ge-
eigneter Lehrmaterialien, da sind die LehrerIn-
nen auf sich selbst gestellt. Die hohen bürokra-
tischen Hürden für den Sprachförderunterricht
sind wenig verständlich, da es um die Zukunft
von Kindern geht. Umso dankbarer ist man für
das zusätzliche Engagement von Freiwilligen
z. B. von StudentInnen und pensionierten Leh-
rerInnen. Der „Kurier“ vom 27.2.2016 berichtet
von einer Hiobsbotschaft für alle Schulen, die
AushilfslehrerInnen engagierten, weil diese we-
gen Gesetzesvorgaben, wenn sie Pensionisten
oder Studenten sind, nicht bezahlt werden kön-
nen. Dazu braucht es erst einen neuen Erlass

des Ministeriums. Auch das Fehlen bundesweiter
pädagogischer Vorgaben wird als „Allein gelassen wer-
den“ bei den sprachlichen Integrationsproblemen sei-
tens der Schulbehörden empfunden. Dadurch werden
Migrationskinder nur wegen ihres Sprachmankos oft in
Sonderschulen abgeschoben, kritisiert man seitens
einer solchen Schule in Schärding.

Sprechstunden 
der KLS-Gemeinderäte

Mag. Wolfgang Mahrer und Franz Kral

jeden Montag von 16:00 bis 17:00 Uhr
in den Räumen der „Kultur Mitte“
Obere Landstraße 8, 3500 Krems

oder nach telefonischer Vereinbarung unter
0664 / 524 98 62 bzw. 0676 / 924 96 86

Seit Jahren hilft Gemeinderat Mag. Wolfgang Mahrer unverbindlich
vor allem bei Fragen in sozialen Belangen.

Er prüft zum Beispiel, ob Unterstützungsansprüche bestehen, hilft
Anträge auszufüllen, erklärt Bescheide, hilft bei Berufungen und Ein-
sprüchen, fragt bei Ämtern und Behörden nach und begleitet, wenn
nötig, die Betroffenen dorthin.



Der neue Luxus in Krems
So sieht eine der neuen Luxusvillen in Krems aus. So

etwas kann man sich leisten, wenn man neben anderem
zunehmend Aufgaben der öffentlichen Hand wie z.B. die
Müllabfuhr profitabel übernehmen kann. Geringere Ko-
sten durch höheren Arbeitsdruck und geringere Löhne
als bei der Stadt und trotzdem Profit. Das sind die neuen
Prunkbauten des Neoliberalismus, die dadurch entste-
hen können. Im Gegensatz dazu gibt es kaum mehr leist-
bares Wohnen in Krems für die Arbeitnehmer, die unter
steigendem Lohndruck und steigenden Wohnkosten lei-
den, obwohl gerechter Lohn und Wohnen gemäß Art. 23/2
und 3 sowie 25/1 Menschenrechte sind! (Siehe Seite 7!)
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haben. Sie betrachten es als ihr
Eigentum und wollen ihre Interes-
sen, die durchaus finanzieller Natur
seitens Parteien und Funktionären
sind, mit Zähnen und Klauen bzw.
verdeckten Schikanen verteidigen.

Auch hörte Frau Griss laut Kurier
von Zeitungsverlegern, die positive
Berichte über Spitzenpolitiker und
Topmanager gegen Geld anbieten,
bei Ablehnung folgt ein Verriss.
Irmgard Griss sieht das als rechtlich
relevante Erpressung. Soviel zur
Pressefreiheit à la österreichische
Boulevardpresse in den Augen einer
ehemaligen Höchstrichterin, die
sonst nicht unsere ungeteilten Sym-
pathien hat.

Im Weiteren verur-
teilt Brandstätter BMI
Mikl-Leitners schwe-
ren Fehler, die Flücht-
lingskonferenz mit Bal-
kanstaaten ohne Grie-
chenland abzuhalten.
Das hat ihr Kritik der
österreichischen EU-
Parlamentarier von
ÖVP (besonders von
Othmar Karas) sowie
von SPÖ und Grünen
eingebrockt, wie derselbe Kurier un-
ter „Europa von Innen“ berichtete,
die Zustimmung der FPÖ, Polens
und Ungarns ist ihr aber sicher.

Der Schlusssatz Brandstätters:

„So gehen die Grundlagen für Frie-
den und Freiheit auf vielen Ebenen
verloren, wenn wir nicht aufpassen.
WIR passen auf. Versprochen ...“

Wir von der KLS auch, denn wir
sehen besonders die Menschen-
rechte von Mikl’s Füßen getreten,

meint Ihr
GR Mag. Wolfgang Mahrer

Grundlage für Frieden und Freiheit in Gefahr –
Aggression ersetzt das Gespräch, statt Verhandlung
gibt es Erpressung. Schlimm für unsere Gesellschaft!
(Fortsetzung von Seite 8)

Gedenkstein vor Hitlers Geburtshaus in Braunau

"Die Menschenrechte sind wirklich in einer Krise",
sagte der Völkerrechtler Nowak in einem Standard-Artikel vom 3. 2. 2015 von Lisa Nimmervoll

Auszüge aus diesem Artikel
über Menschenrechte und das
König-Abdullah-Zentrum für interre-
ligiösen und interkulturellen Dialog
in Wien – lauteten wie folgt: „…
Saudi-Arabien ist eines der Länder,
in dem Menschenrechte besonders
stark verletzt werden, und das sich
auch gegen universelle Menschen-
rechte stellt." Dazu komme der "Füh-
rungsanspruch" Saudi-Arabiens in
der islamischen Welt, das religiöse
über weltliche Regeln stellen wolle.

Als UNO-Sonderbeauftragter für
Folter habe er mit einem "urgent
appeal" an Saudi-Arabien "praktisch
nie Erfolg gehabt", während etwa
Protest gegen drohende Steinigung
von Frauen im Iran "sehr wohl

manchmal erfolgreich" war: "Saudi-
Arabien ist sicher einer der härte-
sten Staaten, wenn es darum geht,
die Menschenrechtssituation zu
verbessern."

Konkret fordert der Experte: "Man
müsste interreligiösen Dialog nüt-
zen, um die Religionen auch stär-
ker in Verantwortung zu nehmen für
Konflikte und Kriege. Dann ist das
etwas Positives."

Er entlässt aber auch "den We-
sten" nicht aus der Verantwortung.
Denn so "simpel, dass nur die isla-
mischen Staaten oder Russland
und China für den aktuellen Zu-
stand der Menschenrechte verant-
wortlich sind, ist es nicht".

Der Westen müsse sich die Fra-
ge stellen, was er falsch gemacht
habe: "Nach dem Ende des Kalten
Krieges hat der Westen einen gro-
ßen Fehler gemacht, indem er sich
nicht voll hinter alle Menschenrech-
te – auch soziale und wirtschaftli-
che – gestellt hat. Stattdessen hat
der Westen in relativ arroganter Wei-
se versucht, nur die Globalisierung
nach neoliberalen Gesichtspunkten
durchzusetzen. Deswegen gibt es
auch diesen starken Hass."

Es sei höchste Zeit angesichts
von Wirtschafts-, Nahrungsmittel-
und Klimakrisen "zu schauen, was
läuft falsch und einen neuen globa-
len Grundkonsens zu finden", for-
dert Manfred Nowak. 
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62 Menschen sind reicher als
50 Prozent der Weltbevölkerung – und in Österreich?

Vor Kurzem sorgte eine Oxfam-
Studie für weltweite Aufregung:
Die 62 (!!!) reichsten Menschen
der Welt besitzen zusammen eben-
so viel wie die ärmere Hälfte der
Weltbevölkerung. 

Wie sieht es in Österreich aus? 
In Österreich besaßen im Jahr

2010 die ZWEI Familien Porsche
& Piech (VW) mit 33,8 Milliarden (!)

Euro weit mehr als die ärmere
Hälfte aller ÖsterreicherInnen mit
27 Milliarden Euro und sie konnten
bis 2015 im Gegensatz zur norma-
len österreichischen Bevölkerung
ihr Vermögen sogar verdoppeln!

Fast überall nehme die soziale
Ungleichheit dramatisch zu, be-
klagte Oxfam. Zu den Ursachen ge-
hören nach Ansicht der Autoren
eine völlig unzureichende Be-
steuerung großer Vermögen und
Kapitalgewinne sowie die anhal-
tende Verschiebung von Profiten
in Steueroasen.

Wie die Vermögensunterlagen
von Attac* zeigen, besitzt das

reichste 1 Prozent der Menschen
in Österreich mittlerweile fast 700
Milliarden Euro – das 2,4fache der
gesamten Staatsschulden! 

Auch wir fordern Vermögens-
steuern und Reichtumsober-
grenzen zur Bekämpfung der
Ungleichheit – denn gerade die-
se Ungleichheit ist es, die unse-
re Gesellschaft bedroht! 
* Attac ist eine internationale Be-
wegung, die sich für eine demo-
kratische und sozial gerechte Ge-
staltung der globalen Wirtschaft
einsetzt. Daten stammen von der
Europäischen Zentralbank "Ver-
mögen in Österreich".

Der „Kremser-Nachrichten-Buchtipp“
„Geld oder Leben – im 21. Jahrhundert“ 

Wir haben eine Umverteilung:
Von den „kleinen Leuten“ zu

den Wohlhabenden. Wer einen
Rolls-Royce sein Eigen nennt, der
kann sich im Fond bequem zurück-
lehnen. Zinsen und Zinseszinsen
werden dafür sorgen, dass er
sich bald eine zweite Limousine
leisten kann. Woher er das Geld
dafür bekommt? Natürlich von
der arbeitenden Bevölkerung!

Die meisten Menschen haben
noch nie hinterfragt, ob unser
Wirtschaftssystem auch anders
sein könnte. Es war in ihrem Le-
ben immer so wie jetzt: Es gab
Arme und Reiche, und wer es zu
etwas bringen wollte, der musste
hart arbeiten.

„Aber das ist eine glatte Lü-
ge!“, sagt der Kremser Steuer-
berater und Wirtschaftsprüfer
Gernot Benesch, als Autor: „Durch
Arbeit wird niemand reich.“ Fatal
ist das ökonomische System,
das die Unterschiede zwischen
den Menschen verursacht. Da-

hinter steckt das exponentiell
wachsende Zinseszins-System,
das nur bestehen kann, indem es
regelmäßig in Katastrophen und
Kriegen mündet, und wenn alles in
Schutt und Asche liegt, kann die
zinseszinsbasierte Wirtschaft wie-
der wachsen.

Es ist höchste Zeit, dass wir
Wirtschaft neu denken. Wir brau-
chen eine sozial verträgliche und
ökologisch nachhaltige Ökonomie,
die allen Menschen Wohlstand
bringt, nicht nur einigen Profiteuren.
Die moderne Technologie macht
das möglich.

Gernot Benesch zeigt in die-
sem Buch die 6 Schritte zur Öko-
nomie 4.0 und wie diese zu einer
gerechteren Welt führen könnte.
Negativzinsen ab 100.000 Euro,
eine Transaktionssteuer, die alle
anderen Steuern ersetzt, ein be-
dingungsloses Grundeinkommen
als Zutaten für eine Welt, in der
alle besser leben können.

200 Seiten, spannend und
leicht lesbar für jede und jeden,
der erfahren möchte, wie die Un-
gerechtigkeit derzeit die Welt fest
im Griff hat und wie leicht man
das ändern könnte! 

(Gernot Benesch: Geld oder Le-
ben im 21. Jahrhundert, GALILA
VERLAG 2015, 224 Seiten, 19,90
Euro, ISBN: 9783902533-654)

Impressum: Eigentümer, Verleger, Herausgeber, Hersteller: KPÖ-Bezirksleitung Krems, alle 3500 Krems, Obere Landstraße 8.
Offenlegung und Bekanntgabe der Blattlinie: Die alleinige Verlegerin dieses Mediums ist die Kommunistische Partei Österreichs,
Bezirksleitung Krems. Diese Druckschrift strebt die Information der Bevölkerung über gesellschaftspolitische Probleme, insbe-
sonders über kommunale Fragen in der Gemeinde an und tritt unter anderem für die Verstärkung der Leistungsfähigkeit der
Gemeinde zur Hebung der Lebensqualität der BewohnerInnen ein.
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Die Kultur Mitte Krems lädt alle Mitglieder und Kunstfreunde zu
folgenden Veranstaltungen ein:

Ausstellung: Eva Schebesta – Bilder in Acryl auf Leinwand, Spachteltechnik,
Kreide, Pastell auf Papier u. Karton
Vernissage: Freitag, 29. April, 19.00 Uhr, geöffnet von 29. April – 13. Mai 2016

Ausstellung: Nicole Weiser – zeichnet mit Bleistift, Rötel, Kohle, Kreide und malt in Öl.
Vernissage: Freitag, 9. September, 19.00 Uhr, geöffnet von 9. – 23. September 2016

Liederabend: Angelika Sacher & Klaus Bergmaier – Neue CD „Friedenslieder“.
Freitag, 16. September 2016, Beginn: 19.00 Uhr

28. September – 2. November 2016: 2. MALKURS

Ausstellung: Roswitha Wagner – Bilder in Aquarell, Öl, Collagen, in Mischtechnik und
bildhauerische Arbeiten. Die Malerin begleitet ihre Werke oftmals mit eigener Lyrik.
Vernissage: Freitag, 18. November, 19.00 Uhr, geöffnet: 18. November – 2. Dezember 2016

Filmschau: Film- & Videokünstler des Kremser Film- und Videoclubs zeigen ihre Filme.
Freitag, 25. November 2016, Beginn: 19.00 Uhr

Mögliche Programmänderungen oder neue Veranstaltungstermine werden rechtzeitig
bekannt gegeben! www.facebook.com/kultur.mitte.krems

7. Kremser Poetry Slam mit internationaler Beteiligung
Am 18. März 2016 holte sich der erste internationale Teilnehmer dieses Bewerbs, Daniel Wagner aus

Heidelberg, den Sieg, ganz knapp vor der Vorarlbergerin Kater Ina. Als Slammaster fungierte wieder
der unvergleichliche Günther "Tschif" Windisch, selbst vielfach preisgekrönter Autor.

Alle 9 TeilnehmerInnen und Ehrengäste v.l.n.r.: GR Franz Kral, GR Mag. Klaus Bergmaier, Sieger Daniel
Wagner, Simone Denk, Slammaster Günther "Tschif" Windisch, Zweitplatzierte Kater Ina, Andi Pianka,
Franz Schlacher, Jürgen Hirsch, Alice Reichmann, Drittplatzierter Simon Tomaz, Barbara Kermer, 
GR Mag. Wolfgang Mahrer


